
………………………………………………………………………………………………… 

Name(n), Vorname(n), Geburtsdatum 

 

Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse  

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes (BGBI. I 
2019, S. 1124) wurde u. a. bei der Anspruchseinbürgerung nach § 10 StAG (gilt auch 
für die §§ 8, 9 und 14 StAG) als gesetzliches Tatbestandsmerkmal neu eingefügt, 
dass die „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse gewährleistet“ sein muss. 
Als konkretisierender Maßstab wurde in den Gesetzestext als Regelbeispiel 
aufgenommen, dass die Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse nicht 
gewährleistet ist, wenn der Antragsteller gleichzeitig mit mehreren Ehegatten 
verheiratet ist. Durch diese Einbürgerungsvoraussetzung soll sichergestellt werden, 
dass die elementaren Grundsätze der in Deutschland geltenden rechtlichen und 
gesellschaftlichen Ordnung hinreichend akzeptiert werden. 

Leben Sie in Mehrehe? 

  Nein  

  Ja 

 

 

Kenntnisnahme der Strafvorschriften des § 42 Staatsangehörigkeitsgesetz 

Ich wurde auf die Strafvorschriften des § 42 Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) 
hingewiesen. Danach wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wer unrichtige oder unvollständige Angaben zu wesentlichen 
Voraussetzungen für die Einbürgerung macht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen die Einbürgerung zu erschleichen. 

Im weiteren Einbürgerungsverfahren sind insbesondere folgende Sachverhalte 
mitzuteilen: 

- Ehescheidung, Getrenntleben, Eheschließung, Geburt eines Kindes, Tod eines 
Familienangehörigen, Umzug in Deutschland oder ins Ausland 

- Einleitung eines Ermittlungs- oder Strafverfahrens oder Verurteilung zu einer 
Geld-, Jugend- oder Freiheitsstrafe in Deutschland oder im Ausland 

- Verlust oder Wechsel des Arbeitsplatzes, Bezug öffentlicher Mittel zur Bestreitung 
des Lebensunterhalts, An-/Abmeldung eines Gewerbebetriebes oder sonstige 
wesentliche Änderungen in Ihren wirtschaftlichen Verhältnissen, 

- Neuausstellung oder Verlängerung des Passes/Personalausweises; 
Verlängerung, Änderung, Übertrag oder Widerruf des Aufenthaltstitels. 

 

………………………………………………………………………………………………… 
Ort, Datum, Unterschrift 


